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Werden Arbeiter in der deutschen Politik gut genug vertre-
ten? Dieser Frage sind Lea Elsässer und Armin Schäfer vom 
Max-Planck-Institut für Gesellschaftsforschung und der Uni-
versität Osnabrück nachgegangen. Die Wissenschaftler haben 
zunächst untersucht, ob es überhaupt eine Arbeiterklasse gibt, 
die sich in ihren Ansichten von anderen Klassen unterschei-
det. Dazu haben sie Antworten zu 700 Fragen aus dem Polit-
barometer der Forschungsgruppe Wahlen zwischen 1980 und 
2012 ausgewertet. Die Fragen spiegeln jeweils aktuelle politi-
sche Debatten wider – so wurde beispielsweise nach der Zu-
stimmung zum Mindestlohn oder der Einführung der Ries-
terrente gefragt, aber auch zu Themen wie einem möglichen 
Verbot der NPD. 

Zwischen den Berufsgruppen – ungelernte Arbeiter, Fach-
arbeiter, einfache Angestellte, qualifizierte Angestellte, Selbst-
ständige und Beamte – stellen die Forscher deutliche Meinungs-
unterschiede fest. Ungelernte Arbeiter und Selbstständige 
liegen am weitesten auseinander, die Werte für Zustimmung 
beziehungsweise Ablehnung unterscheiden sich bei vielen 
Fragen um 20 bis 30 Prozentpunkte, in einigen Fällen um bis 
zu 50 Prozentpunkte. Besonders groß sind die Unterschiede 
in Fragen der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik. Beispiel: Dass 
die Bundesbahn privatisiert werden soll, befürworteten An-
fang der 1990er-Jahre nur 30 Prozent der ungelernten Arbei-
ter, bei den qualifizierten Angestellten und Beamten betrug die 
Zustimmung dagegen fast 60 Prozent, unter den Selbststän-
digen rund 70 Prozent. Dagegen kommen völlig unterschied-
liche Auffassungen zwischen ungelernten Arbeitern und Fach-
arbeitern selten vor. „Die Befragten innerhalb einer sozialen 
Klasse sind in ihren Einstellungen systematisch ähnlicher als 
Befragte aus unterschiedlichen sozialen Klassen“, schreiben 
Elsässer und Schäfer. 

Die nächste Frage der Forscher war, inwieweit die Politik 
die Anliegen der Arbeiter berücksichtigt. Schließlich könnten 
Vertreter bestimmter Gruppen dazu neigen, vor allem die In-
teressen der von ihnen repräsentierten Menschen zu vertre-
ten. Der Bundestag sei zwar nicht wie die Parlamente in man-
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Eine Frage der Klasse
Arbeiter unterscheiden sich in vielen politischen Fragen nach wie vor von  
anderen Berufsgruppen – und kommen in der Politik oft zu kurz, wie eine Studie zeigt.

chen anderen Ländern eine Versammlung der Reichen, werde 
aber von Besserverdienern und Beamten dominiert, urteilen 
die Wissenschaftler. Abgeordnete aus der Arbeiterschaft gebe 
es dagegen kaum – und damit wenige, die die Belange der Ar-
beiter aus eigener Perspektive kennen und teilen. Ob dies Ur-
sache oder Folge wachsender Politikverdrossenheit ist, lässt 
sich schwer nachweisen. Klar ist, dass Arbeiter seltener wäh-

len gehen als andere Gruppen. Das Nichtwählen habe seit den 
1980er-Jahren in den unteren sozialen Schichten weitaus stär-
ker zugenommen als in den mittleren und oberen Schichten, 
schreiben Elsässer und Schäfer.

Ihr Fazit: Arbeiter haben „weiterhin in vielen Bereichen ande-
re Einstellungen“ als Menschen aus anderen sozialen Klassen 
– wir leben also keineswegs in einer klassenlosen Gesellschaft. 
Gleichzeitig sind Arbeiter „weniger am politischen Prozess be-
teiligt“. Auch in Deutschland müsse wie in den USA eine De-
batte um den Zusammenhang von sozialer Ungleichheit und 
politischer Repräsentation geführt werden.<
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Ein Mindestlohn tut der Gesundheit gut.
Das zeigt eine Studie. Wie ein britisches 
Forscherteam herausfand, hat sich der 
Gesundheitszustand von Beschäftigten 
mit sehr niedrigen Löhnen im Vereinig-
ten Königreich nach 1999 messbar ver-
bessert – also nach der Einführung des 
landesweit gültigen gesetzlichen Min-
destlohns. Zu diesem Ergebnis kom-
men die Wissenschaftler nach Aus-
wertung einer umfangreichen, jährlich 

wiederholten Haushaltsbefragung. In 
der Gruppe derjenigen, die der Mindest-
lohn auf eine höheres Einkommensni-
veau gehoben hat, verbesserte sich der 
Gesundheitszustand. Besonders Ängste 
und Depressionen gingen merklich zu-
rück. In einer Kontrollgruppe, die gera-
de so viel verdiente, dass sich ihr Ein-
kommen durch den Mindestlohn nicht 
änderte, blieb der durchschnittliche Ge-
sundheitszustand dagegen unverändert. 

Nach Ansicht der Forscher unterstreicht 
ihre Untersuchung, wie wichtig ein aus-
reichendes Einkommen für die psychi-
sche Gesundheit ist. Außerdem widerlegt 
sie ein häufig geäußertes Vorurteil: Es ist 
keineswegs so, dass die Geringverdiener 
ihren Lohnzuwachs für mehr Zigaretten 
ausgegeben hätten, eher im Gegenteil. 
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Arbeiter und Angestellte nah beieinander
So weit liegen die Meinungen auseinander zwischen ungelernten
Arbeitern und ...
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